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Bernd Michael Uhl  
*** 
*** 

6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/23, 6F 2/22, etc., 
sowie amtsseitige KV-Sonderbände 

zu Nationalsozialismus,  
Rechtsextremismus, Rassismus 

Amtsgericht Mosbach, Hauptstraße 110 
74821 Mosbach 

02.02.2025 
AUS AKTUELLEN ANLÄSSEN: 

>>> Internationaler Holocaust-Gedenktag 
zum 80. Jahrestag der Befreiung des KZ-Auschwitz 

am 27.01.2025 <<< 
Gedenkstunde im Deutschen Bundestag 

für die Opfer des Nationalsozialismus 
am 29.01.2025 <<< 

>>> CDU-Antrag zur Migrationspolitik im Deutschen Bundestag 
mit Mehrheitsbeschaffung durch die in Teilen rechtsextremistische AFD  

am 29.01.2025 <<< 
Als Reaktion auf diesen auch als "Tabubruch" bezeichneten Vorgang gibt der 

Auschwitz-Überlebende Albrecht Weinberg sein Bundesverdienstkreuz zurück. 
Der jüdische Publizist Michel Friedman kündigt an, nun nach vierzig Jahren 

Mitgliedschaft aus der CDU auszutreten wegen der gemeinsamen CDU-Abstimmung 
mit der AfD als »katastrophale Zäsur«. 

Nach der CDU-Abstimmung mit der AfD nennt Ex-CDU-Bundeskanzlerin  
Dr. Angela Merkel  in ihrer a.D.-Erklärung am 30.01.2025 

das Vorgehen des CDU-Partei- und Fraktionsvorsitzenden und 
CDU-Bundeskanzlerkandidaten Friedrich Merz als "falsch". 

 
>> AUS AKTUELLEM ANLASS 

zum 86. Jahrestag der NAZI-Reichspogromnacht am 09.11.2024 
und der Zerstörung der Mosbacher Synagoge << 

Der Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 
verweigert bisher (6F 202/21 u.a. am 19.11.2024) die im Verfahrenskomplex 

mehrfach beantragten ordnungsgemäßen juristischen Überprüfungen 
der nationalsozialistischen Judenverfolgung und die Beteiligungen 

am Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis 1933-1945 
sowie deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen 

durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 
beim Amtsgericht Mosbach  

(zuletzt am 17.11.2024 6F 202/21 u.a.). 

--- --- ---  
 

DIENSTAUFSICHTSBESCHWERDE gegen die 
die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

wegen intransparenter nicht-nachvollziehbarer Bearbeitungsverweigerung 
von KONKRETEN Eingaben 

zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 
 Diskriminierung, Rassismus und AFD, 

sowie bzgl. möglichem Verschweigen, Verleugnen und Verharmlosen 
von KONKRETEN Tatbeteiligungen an NS-Judenverfolgung 

und am Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis 
in der eigenen institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung 
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der Mosbacher Justiz 
an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  
der CDU Baden-Württemberg, 

Anträge auf KONKRETE gerichtlich verfügte Prüfungen beim Amtsgericht Mosbach 
zu KONKRETEN Tatbeteiligungen an Nationalsozialistischer Judenverfolgung 

und am Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis 
sowie zu deren juristischen Aufarbeitungen 

durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 
an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  
der CDU Baden-Württemberg 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrter Herr Amtsgerichtsdirektor Dr. Lars Niesler, 

Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigung 

Das Amtsgericht Mosbach und sein Direktor Dr. Lars Niesler persönlich (s.u.) werden um 

ordnungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und  

Sachverhaltserläuterung bzgl. der o.g. genannten Dienstaufsichtsbeschwerden und 

 Anträge auf KONKRETE gerichtlich verfügte Prüfungen beim Amtsgericht Mosbach 

zu KONKRETEN Tatbeteiligungen an Nationalsozialistischer Judenverfolgung 

und am Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis 1933-1945 

sowie zu deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen 

durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 gebeten. 

 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Amtsrichterin Marina Hess: 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess unter der Verantwortung 

und Führung des Direktors des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler (CDU) belegt mit ihrem 

richterlichen Entscheiden und Handeln ihrerseits HIER die amtsseitige sachliche und fachliche 

Zuständigkeit für die juristische Aufarbeitung von Nazi-Kontextualisierungen und Rassismus-

Kontextualisierungen ausgehend von familienrechtlichen Zivilverfahren beim Amtsgericht 

Mosbach, wie folgt … 

Die HIER im o.g. Verfahrenskomplex beim Amtsgericht Mosbach fallverantwortliche Amtsrich-

terin Marina Hess …  

 

… (a =>) … verknüpft selbst HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR per gerichtli-

cher Verfügung verfahrensinhaltlich und prozessual im anhängigen Verfahrenskomplex amts-

seitig die vom Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter beim Amtsgericht Mosbach initiierten 

NS-, Rechtsextremismus- und Rassismus-Verfahren mit den anhängigen Familienrechtsver-

fahren unter 6F 202/21 und 6F 9/22 am 17.08.2022.  

… (b =>) … teilt unter 6F 9/22 am 17.08.2022 per gerichtlicher Verfügung mit, dass die unter 

(a =>) eingereichten Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremis-

mus und Rassismus ihrerseits amtsseitig separiert und getrennt von den Familienrechtsver-

fahren-Akten HIER ABER in sogenannten Sonderbänden beim Amtsgericht Mosbach angelegt 

werden.   
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… (c =>) … bearbeitet DABEI in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsge-

richt Mosbach mit ihren gerichtlichen Verfügungen unter (a =>) und (b =>) verfahrensinhaltlich 

und prozessual strategisch HIER INSBESONDERE auch KONKRETE Eingaben … bzgl. 

KONKRETER NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis 1933 bis 1945, … 

bzgl. KONKRETER NS-Justizverbrechen und NS-Unrecht der Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 

1945, … bzgl. deren mangelhafter juristischen Aufarbeitungen seit 1945 durch die Mosbacher 

Nachkriegsjustiz bis heute. DAZU zählen u.a. auch HIER EXPLIZIT KONKRETE Anträge auf 

KONKRETE juristische Aufarbeitungen beim Amtsgericht Mosbach zu KONKRETEN Tatbetei-

ligungen an Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am Holocaust im Neckar-Odenwald-

kreis 1933-1945 sowie zu deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen durch die Mosba-

cher Nachkriegsjustiz seit 1945.  

… (d =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 erhobene wahrheits-

widrige Rassismus-Unterstellungen in familienrechtlichen Zivilprozessen beim Amtsgericht 

Mosbach ihrerseits amtsseitig NICHT zurück.  

… (e =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 wahrheitswidrige 

und rechtswidrige aus der Luft gegriffene Nazi-Unterstellungen (vgl. Aktuelle AFD-Nazi-Höcke-

Rechtsprechung) in familienrechtlichen Zivilprozessen beim Amtsgericht Mosbach ihrer-

seits  amtsseitig NICHT zurück, u.a. auch im selbst gerichtlich beauftragten familienpsycholo-

gischen Gutachten vom 07.04.2022 unter 6F 202/21.  

… (f =>) … verfügt in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsgericht Mosbach 

auch ENTGEGEN den aktenkundigen Beantragungen KEINE diesbzgl. Unterlassungsauffor-

derungen gegenüber Verfahrensbeteiligten und hält DAMIT amtsseitig ihrerseits diesbzgl. ver-

fahrensinterne als auch außergerichtliche wahrheitswidrige Rassismus- und Nazi-Diskreditie-

rungen und -Diffamierungen unter (d =>)  und (e =>) mit persönlichen und beruflichen Ruf-

schädigungen des o.g. Geschädigten Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters aufrecht. 

… (g =>) … agiert HIER willkürlich und nötigend in ihren Verfahrensführungen und Aussagen 

des Amtsgerichts Mosbach gegenüber dem o.g. Geschädigten Beschwerdeführer. Denn EI-

NERSEITS seien gemäß der HIER fallverantwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

die Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus 

unter (a =>) und (b =>) und (c =>) HIER demnach ANGEBLICH „Verfahrensfremd“ und 

„NICHT-verfahrensrelevant“ in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren, woraufhin die 

Amtsrichterin Marina Hess diese NS-relevanten Eingaben unter dieser Begründung dann in 

ihrerseits selbst angelegte amtsseitig separierte Sonderbände HIER HALTBAR AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR verschiebt und diese dann unter (b =>) HIER HALTBAR AKTENKUNDIG 

NACHWEISBAR NICHT transparent nachvollziehbar bearbeitet bzw. NICHT transparent zu-

ständigkeitsbezogen weiterleitet. GLEICHZEITIG, UND DIES im Widerspruch zu zuvor darge-

legtem und belegten richterlichen Entscheiden und Handeln, seien gemäß der HIER fallver-

antwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess diese Beschwerdeführer-Eingaben zu 

Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus unter (a =>) und (b =>) und (c =>) 

HIER demnach ANGEBLICH JEDOCH AUCH „verfahrenserheblich“ und „verfahrensrelevant“ 

in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren. UND ZWAR für ihre am 17.08.2022 eigens 

gerichtlich verfügt beauftragte psychiatrische Begutachtung des Beschwerdeführers und An-

zeigeerstatters hinsichtlich einer ihrerseits amtsseitig unterstellten ANGEBLICHEN ABER 

WAHRHEITSWIDIRGEN psychischen Erkrankung und damit einhergehenden eingeschränk-

ten Erziehungsfähigkeit (Vgl. diesbzgl. Gutachten vom 23.08.2023). UND DIES u.a. begründet 

auf seinen unter (a =>) und (b =>) und (c =>) o.g. beim Amtsgericht Mosbach eingereichten 

Beantragungen zu juristischen Aufarbeitungen von KONKRETEN NS-Verbrechen, insbeson-

dere im Neckar-Odenwaldkreis, und deren mangelhaften juristischen Aufarbeitung seit 1945 
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durch die Mosbacher Justiz.  

… (h =>) … agiert HIER im o.g. Verfahrenskomplex ihrerseits amtsseitig seit 2022 DANN ZU-

DEM im richterlichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, d.h. HIER 

OHNE einzelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mitteilungen zu 

Weiterbearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei KONKRETEN Beweisanträgen des 

Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters im genannten Verfahrenskomplex zu seinerseits 

beantragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsgericht Mosbach von nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindli-

chen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD. HIER bzgl. der jeweils AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und angezeigten AFD-SACHVERHALTE und 

Tatsachengrundlagen. UND DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht Münster am 

13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, dass das 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall wei-

terhin einstufen darf. 

Unverhältnismäßige Amtsseitige Verweigerung 

der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und  

Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler,  

KONKRETE Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 

 zu Diskriminierung und Rassismus sowie zur AFD zu bearbeiten 

Unter Missbrauch seines richterlichen Amtes und ENTGEGEN den öffentlichen Vorgaben und 

Richtlinien des verantwortlichen Direktors des Amtsgericht Mosbach, Dr. Lars Niesler, zu 

Handlungs- und Entscheidungsorientierungsvorgaben in den Öffentlichen NS-INFORMATI-

ONSAUSHANGSTAFELN "150 Jahre unabhängiges Amtsgericht Mosbach" im Amtsgericht 

Mosbach in der eigenen institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung und NS-Öffentlich-

keitsarbeit zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht vor 1945 sowie zu deren juristischen Aufarbei-

tungen durch die Mosbacher Justiz nach 1945 verweigert und verbietet HIER der fallverant-

wortliche Spruchkörper als Amtsrichterin Marina Hess seit 2022 beim Amtsgericht Mosbach ... 

(a) SOWOHL die KONKRETE kritische Auseinandersetzung mit NS-Verbrechenskomplexen 

1933 bis 1945, INSBESONDERE im Neckar-Odenwaldkreis, ... (b) ALS AUCH die  KON-

KRETE Auseinandersetzung der heutigen Mosbacher Justiz mit der diesbzgl. mangelhaften 

juristischen Aufarbeitung seit 1945 durch die heutige Mosbacher Justiz selbst. 

BEISPIEL: Nachdem die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des 

CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zuvor auf vier Seiten themati-

siert und protokolliert, wie der Vater sich konstruktiv an der Besprechung und Gestaltung einer 

Regelung des Umgangsrecht beteiligt, führt die Amtsrichterin Marina Hess sodann auf Seite 

Fünf Folgendes in ihrer Protokollierung des gerichtlichen Vermerks unter 6F 9/22 vom 

13.06.2024 aus: 

"Der Vater wird in seinen Einlassungen insoweit eingegrenzt, dass er aufgefordert wird aus-

schließlich auf den Verfahrensgegenstand einer kindeswohldienlichen Umgangsregelung ein-

zugehen und die Themen der Diskriminierung, des Rassismus, der Nichtverfolgung des NS-

Unrechts in der Vergangenheit durch das Familiengericht Mosbach - durch die Vorsitzende - 

nicht erfolgte Umgänge in der Vergangenheit, Polizeieinsatz etc. zu unterlassen. Nachdem der 

Vater nach kurzer Unterbrechung und sodann erfolgenden Wortgefechts zwischen der Bevoll-

mächtigten der Mutter und dem Vater nach der Unterbrechung, erneut von der mangelnden 

Aufarbeitung des NS-Unrechts durch die Vorsitzende, anfängt, entzieht die Vorsitzende dem 
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Vater das Wort. Der Vater lässt sich hierdurch nicht beeindrucken und er reagiert auf den Ruf 

zur Ordnung durch die Vorsitzende nicht. Vielmehr nimmt er sein Telefon in die Hand und ruft 

die Polizei an unter Ankündigung Strafanzeige gegen die Vorsitzende zu stellen. Während die 

Vorsitzende diktiert telefoniert der Vater mit der Polizei. Daraufhin wird die Verhandlung been-

det."  

ZUVOR hatte die fallverantwortliche Amtsrichterin Marina Hess BEREITS unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler bereits 

wie folgt HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR agiert bzgl. Nationalsozialismus, 

Rechtsextremismus und Rassismus… 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler teilt im anhängigen Verfahrenskomplex unter 

AMTSGERICHT MOSBACH 6F 9/22 am 17.08.202 schriftlich verfahrensrelevant aktenkundig 

AUSRÜCKLICH mitteilt, dass es ANGEBLICH NICHT Aufgabe eines deutschen Gerichtes sei, 

die NS-Vergangenheit aufzuarbeiten. UND DIES SOLLE INBESONDERE HIER GELTEN im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des AMTSGERICHT MOSBACH und der Mosbacher 

Justiz bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht, auch bzgl. Nazi-Justiz 1933 bis 1945, u.a. beim 

AG MOS, im Neckar-Odenwaldkreis, sowie bzgl. deren mangelhaften juristische Aufarbeitun-

gen seit 1945 durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz selbst. 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler will dem Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter 

HIER amtsseitig verbieten KONKRETE Eingaben zu NS- und SS-Täter*innen per Fax beim 

Amtsgericht Mosbach einzureichen. Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin 

Marina Hess verweigert HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR gezielt unter 6F 

9/22 am 17.08.2022 bei den o.g. KONKRETEN NS-Aufarbeitungs-Verfahrensbeantragungen 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers, die verfahrensrelevante und prozessuale EILBE-

DÜRFTIGKEIT des KONKRET hohen Alters möglicher noch lebender NS-Täter*innen, INS-

BESONDERE auch bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, amts-

seitig beim Amtsgericht Mosbach anzuerkennen und agiert HIER damit ENTGEGEN den öf-

fentlich bekannten laufenden NS-Prozessen des 21. Jahrhunderts auch in 2022, 2023 und 

2024 und 2025. UND DIES HIER u.a. unmittelbar nach und seit der KONKRETEN Eingabe 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 

gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren Beteiligung an 

der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge in Mosbach in 

1938. Beispielsweise ignoriert HIER die Amtsrichterin Marina Hess: Die Verurteilung eines 

101-jährigen KZ-Wachmannes in 2022 durch das Landgericht Neuruppin wegen Beihilfe zum 

NS-Massenmord. Die Verurteilung einer 97-jährigen KZ-Sekretärin in 2022 durch das Landge-

richt Itzehoe wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die o.g. Verurteilung der mittlerweile 99-

jährigen Zivilangestellten KZ-Sekretärin durch den Bundesgerichtshof am 20.08.2024 wegen 

Beteiligung am NS-Massenmord. Die Aufhebung der Verhandlungsunfähigkeits-Beurteilung 

eines 100-jahre alten KZ-Wachmannes, Angehöriger des SS-Wachbataillons, im Beschluss 

des Oberlandesgerichts Frankfurt auf Grund mehrerer Mängel im Sachverständigen-Gutach-

ten. Das Landgericht Hanau muss nun erneut über die Verhandlungsfähigkeit des 100-jährigen 

Mannes entscheiden, der als ehemaliger KZ-Wachmann wegen Beihilfe zum Mord angeklagt 

wurde (OLG, Beschl. v. 22.10.2024, Az.: 7 Ws 169/24).  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler missachtet die Strafprozessordnung unter § 158 
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bei der diesbzgl. gesetzlich geregelten Entgegennahme und Weiterbearbeitung HIER ABER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR EXPLIZIT in deren Anwendung mit ihrer amtssei-

tigen NICHT-Benennung der o.g. einzeleingabenbezogenen konkreten Sachverhalte zu Nati-

onalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus, NICHT-Ausstellung der jeweiligen kon-

kreten Eingangsbestätigungen und der NICHT-Mitteilung von jeweiligen konkreten Weiterbe-

arbeitungen bzw. mit Verweigerungen von Mitteilungen offizieller Zuständigkeitsweiterverwei-

sungen in der jeweiligen konkreten NS-Eingaben-Sache. Die Amtsrichterin Marina Hess ver-

weigert HIER EXPLIZIT amtsseitig Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigungen, Sach-

verhaltsbenennungen und Zuständigkeitsverweisungen bei beantragten NS-Wiederauf-

nahme- und NS-Aufhebungsverfahren, bei beantragten NS-Wiedergutmachungs- und NS-Ent-

schädigungsverfahren, bei beantragten gerichtlichen Prüfungen zu o.g. einzeleingabenbezo-

genen konkreten Sachverhalten. DAZU zählen u.a. auch HIER EXPLIZIT KONKRETE Anträge 

auf KONKRETE juristische Aufarbeitungen beim Amtsgericht Mosbach zu KONKRETEN Tat-

beteiligungen an Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am Holocaust im Neckar-Oden-

waldkreis 1933-1945 sowie zu deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen durch die Mos-

bacher Nachkriegsjustiz seit 1945. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp bei den Mosba-

cher Justizbehörden … (A) für den Zeitraum 1933 bis 1945 … (B) … für o.g. themen- und 

sachbezogene Prüfungen und Verfahren seit 1945 zu juristischen Aufarbeitungen von NS-Ver-

brechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp der Personalakten 

zur Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945 bei den Mosbacher Justizbehörden sowie für o.g. 

themen- und sachbezogene Prüfungen und Verfahren zu juristischen Aufarbeitungen von per-

sonellen NS-Funktionseliten-Kontinuitäten von Nazi-Juristen 1933 bis 1945 DANN ABER seit 

1945 im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Amtsseitige Verweigerung der Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler, 

Eingaben zu NS-SS-Täter*innen sowie zur AFD zu bearbeiten 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die KON-

KRETE Eingabe des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEI-

GEN zu 6F 9/22 gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren 

Beteiligung an der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge 

in Mosbach in 1938 transparent und nachvollziehbar zu bearbeiten. UND ZWAR HIER mit ihrer 

Verweigerung ENTGEGEN § 158 StPO von amtsseitigen ordnungsgemäßen Bestätigungen 

bzgl. NS-SS-Sachverhaltsbenennung des o.g. Strafantrages sowie bzgl. Antrags-Eingang, An-

trags-Weiterbearbeitung und Antrags-Zuständigkeitsverweisung.  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die 
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KONKRETE Eingabe des Beschwerdeführers, Anzeigeerstatters und Nazi-Jägers vom 

30.05.2024, u.a., unter 6F 9/22 und 6F 202/21 sowie 6F 2/22 als KV-STRAFANTRAG gegen 

den Beschuldigten rechtsextremen Juristen und AFD-Europa-Spitzenkandidat Maximilian 

Krah wegen Verschweigen, Verleugnen und Verharmlosen von Nazi-Verbrechen als Volksver-

hetzung mit der öffentlichen Relativierung von SS-Verbrechen am 18.05.2024 zu bearbeiten. 

UND ZWAR HIER mit ihrer Verweigerung ENTGEGEN § 158 StPO von amtsseitigen ord-

nungsgemäßen Bestätigungen bzgl. NS-SS-Sachverhaltsbenennung des o.g. Strafantrages 

sowie bzgl. Antrags-Eingang, Antrags-Weiterbearbeitung und Antrags-Zuständigkeitsverwei-

sung.  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die beantrag-

ten juristischen Aufarbeitungen der mangelhaften juristischen Aufarbeitungen seit 1945 von 

NS-SS-Verbrechen durch die deutsche Nachkriegsjustiz. UND ZWAR DAMIT DADURCH dann 

die tatsächliche Nachverfolgung der entsprechenden Strafanzeigenvorgänge zur juristischen 

Aufarbeitung von NS-SS-Verbrechen im deutschen Gerichtsinstanzenweg ausgehend vom 

Amtsgericht Mosbach unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und 

Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, von Beginn an EXPLIZIT NICHT nachvollziehbar wird. 

UND DIES OBWOHL: … Bundespräsident Gauck in 2013 ebenso wie Bundespräsident Stein-

meier in 2024 BENENNEN EXPLIZIT öffentlich die Sachverhalte der Verbrechen der national-

sozialistischen SS vor 1945 sowie AUCH das Versagen der bundesdeutschen Nachkriegsjus-

tiz bei der juristischen Aufarbeitung von SS-Verbrechen seit 1945 und entschuldigen sich dafür 

öffentlich. 

Während seit Jahrzehnten Renten-Steuermilliarden für Naziverbrecher ausgegeben werden 

...: Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Ju-

risten und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert HIER seit 2022 HALTBAR AK-

TENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex amtsseitig, gerichtliche Prü-

fungen zu verfügen zu den jahrzehntelangen Deutschen Rentenbezügen für NS-Täter*innen, 

Kriegsverbrecher*innen und SS-Mitglieder, Mitgliedern von NS-Organisationen im Inland und 

Ausland. UND DIES während ABER die diesbzgl. Gesetzliche Regelung und deren Umset-

zung seit Jahrzehnten beim DEUTSCHEN BUNDESTAGES thematisiert äußerst umstritten ist 

(SIEHE entsprechende Medienveröffentlichungen und Veröffentlichungen beim Deutschen 

Bundestag). 

 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Direktor des Amtsgerichts, Dr. Lars Niesler: 

Das zuvor dargelegte und belegte richterliche Entscheiden und Handeln der Mosbacher Amts-

richterin Marina Hess in der BRD-Rechtsprechungspraxis, INSBESONDERE ABER AUCH im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des Amtsgericht Mosbach für den Neckar-Odenwald-

kreis in Baden-Württemberg; INSBESONDERE ABER AUCH verfahrensinhaltlich bzgl. Natio-

nalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus; SOWIE INSBESONDERE ABER AUCH 

bzgl. der in Teilen rechtsextremistischen AFD, solle gemäß den Aussagen des Direktors des 

Amtsgerichts Dr. Lars Niesler unter 6F 202/21 u.a. am 19.11.2024 ANGEBLICH ZUNÄCHST 

als HALTBAR und ORDNUNGSGEMÄSS und EMPFEHLENSWERT amtsgerichtsdirektorlich 

bestätigt gelten. 
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Es ergeht hiermit die HIER VORLIEGEND begründete Beantragung einer erneuten dienst-

rechtlichen Überprüfung des HIER dargelegten und AKTENKUNDIG NACHWEISBAR HALT-

BAR belegten Agierens der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess beim Amtsgericht Mosbach. 

HIER INSBESONDERE auf Grund ihrer amtsseitigen Verweigerung einer Anerkennung der 

KONRETEN SACHVERHALTE von NS-Verbrechen und NS-Unrecht, INSBESONDERE 

ABER AUCH im KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des Neckar-Odenwaldkreises in Baden-

Württemberg, sowie auf Grund ihrer Verweigerung diesbzgl. gerichtlicher Prüfungen beim 

Amtsgericht Mosbach, u.a. mit gerichtlichen Verfügungen, bzgl. der jahrzehntlangen Deut-

schen Rentenauszahlungen an Nazi-Täter*innen und Kriegsverbrecher*innen und Mitglieder 

der nationalsozialistischen Organisationen, u.a. beim Versorgungsamt am Landratsamt 

Neckar-Odenwaldkreis in Mosbach, ausgehend vom o.g. beim Amtsgericht Mosbach anhän-

gigen Verfahrenskomplex. 

 

Politische Kontextualisierung des Agierens von Dr. Lars Niesler als Direktor  

des Amtsgerichts Mosbach und als  

Mitglied  im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Regierungsbildung mit der rechtspopulistischen und teil-

weise rechtsextremen FPÖ in Österreich, hat der CDU-Kanzlerkandidat und CDU-Parteivor-

sitzende Friedrich Merz während des Bundestagswahlkampfes im Januar 2025 öffentlich mit-

geteilt und bekräftigt, dass die CDU-Brandmauer zur AFD definitiv stehen würde und dass er 

selbst sein Schicksal als CDU-Parteivorsitzender daran knüpfen würde. Österreich sei der „Be-

weis dafür, dass man Rechtspopulisten nicht den Weg in die Macht ebnen darf“, sagte Merz 

in den ARD-„Tagesthemen“ (WELT: 11.01.2025). Er werde nicht zulassen, dass in der CDU die 

„Brandmauer“ zur AfD falle. „Ich knüpfe mein Schicksal als Parteivorsitzender der CDU an 

diese Antwort“, sagte Merz am Rande einer Klausur des CDU-Bundesvorstands in Hamburg. 

„Wir arbeiten nicht mit einer Partei zusammen, die ausländerfeindlich ist, die antisemitisch ist, 

die Rechtsradikale in ihren Reihen, die Kriminelle in ihren Reihen hält – eine Partei, die mit 

Russland liebäugelt und aus der Nato und aus der Europäischen Union austreten will.“  

Warnungen vor Wahlerfolgen der AfD gibt es seit Langem. Aber am 19.01.2025 holt Friedrich 

Merz ganz weit aus: Der Unions-Kanzlerkandidat warnt nicht nur vor einem Wahlsieg der 

Rechtspopulisten 2029 in Deutschland. "Ich sage es, wie ich es denke: Die nächste Bundes-

tagswahl ist dann 2033. Und einmal 33 reicht für Deutschland", fügte er in Anspielung auf die 

Machtübernahme der Nazis 1933 hinzu (ntv: 22.01.2025).  

Unverhältnismäßige Amtsseitige Verweigerung der Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und  

Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler, Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 

Diskriminierung und Rassismus sowie zur AFD zu bearbeiten, 

Eingaben zu KONKRETEN Tatbeteiligungen an  

Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am Holocaust 

im Neckar-Odenwaldkreis 1933-1945 sowie zu deren mangelhaften 

juristischen Aufarbeitungen durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 

zu bearbeiten 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert HIER amtsseitig SOWOHL seit 2022 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die mehrfach 
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beantragte ALS AUCH ERNEUT die am 17.11.2024 beantragte juristische Aufarbeitung von 

KONKRETEN Tatbeteiligungen an  Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am Holocaust 

im Neckar-Odenwaldkreis sowie zu deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen durch die 

Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945, wie HIER im Folgenden erneut ausgeführt: 

------------------------------ 

>> 17.11.2024 << 
6F 202/21, 6F 9/22 sowie o.g. AZs… 

>> AUS AKTUELLEM ANLASS 
zum 86. Jahrestag der NAZI-Reichspogromnacht am 09.11.2024 

und der Zerstörung der Mosbacher Synagoge << 

>> BEGRÜNDUNGSNACHTRAG << 

Beantragung von WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN wegen 
Amtsseitiger Expertisen-Beweismittelunterdrückung 

durch die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess unter 6F 9/22 und 6F 202/21 
bei der gerichtlichen Beauftragung von Sachverständigen-Gutachten 

bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis 
und deren juristischen Aufarbeitungen nach 1945. 

Zurückweisung mit Einspruch, Widerspruch und Beschwerde gegen die 
AMTSSEITIGE NÖTIGUNG 

des KV, Nazi-Jägers, Antragstellers und Beschwerdeführers 
durch die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess unter 6F 9/22 und 6F 202/21 

bzgl. möglichem Verschweigen, Verleugnen und Verharmlosen 
von KONKRETEN Tatbeteiligungen an NS-Judenverfolgung und Holocaust 

im Neckar-Odenwaldkreis 
in der eigenen institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung 

der Mosbacher Justiz. 

Beantragung von WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN zu 6F 202/21 sowie 
KV-Zurückweisung der Kostenauferlegungen auf den KV 

>> Einspruch, Beschwerde, Widerspruch << 
… gegen die Kostenentscheidungen 6 F 9/22 gegen den Kindsvater 

bei der amtsseitigen Zurückweisung des KV- Ordnungsmittel-Antrages 
…gegen KM-seitige Verfahrenswertbeschwerde unter 6F 9/22 vom 12.08.2024 sowie gegen die 

Kostenentscheidungen gegen den KV vom 30.07.2024 unter 6F 9/22 

Zurückweisung der Sachverständigenkosten-Auferlegung unter 6F 9/22 und 6F 202/21 
wegen KONKRETER NICHT-Erfüllung der gerichtlichen Beauftragung 

zu gutachterlichen Expertisen bzgl. 
NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, 

HIER mit NS-Judenverfolgung und Holocaust 

BEANTRAGUNG der GERICHTS- und SACHVERSTÄNDIGENKOSTEN-BEFREIUNG 
bei der Landesoberkasse Baden-Württemberg 

in Verfahren zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

es wird um ordnungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und Weiterbearbeitung 

SOWOHL seitens des Amtsgerichts Mosbach ALS AUCH der Landesoberkasse Baden-Württemberg 

gebeten: 
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Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess weist im o.g. anhängigen Verfah-

renskomplex seit 2021 wahrheitswidrige Rassismus- und Nazi-Unterstellungen im Zivilprozess gegen-

über dem Kindsvater, Beschwerdeführer und Nazi-Jäger amtsseitig NICHT zurück, verfügt AUCH ENT-

GEGEN den KV-Beantragungen KEINE diesbzgl. Unterlassungsaufforderungen gegenüber Verfahrens-

beteiligten und hält DAMIT ihrerseits amtsseitig diesbzgl. verfahrensinterne als auch außergerichtliche 

wahrheitswidrige Diskreditierungen und Diffamierungen mit persönlichen und beruflichen Rufschädigun-

gen des o.g. Geschädigten Beschwerdeführers aufrecht. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verknüpft nachweisbar im anhängi-

gen Verfahrenskomplex selbst amtsseitig verfahrensinhaltlich und prozessual die o.g. vom Beschwer-

deführer beim Amtsgericht Mosbach KONKRET initiierten und beantragten Nationalsozialismus-, 

Rechtsextremismus- und Rassismus-Verfahren EINERSEITS mit den anhängigen Familienrechtsver-

fahren ANDERERSEITS am 17.08.2022 unter 6F 9/22 und 6F 202/21. UND DIES HIER unmittelbar 

nach der KONKRETEN Eingabe des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAF-

ANZEIGEN zu 6F 9/22 gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren 

Beteiligung an der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der KONKRETEN Zerstörung der Sy-

nagoge in Mosbach (s.u.). 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verschiebt die vom o.g. Geschädig-

ten KV, Nazi-Jäger, Antragsteller und Beschwerdeführer im anhängigen Verfahrenskomplex thematisier-

ten KONKRETEN regionalen Tatbeteiligungen an NS-Verbrechenskomplexen im Neckar-Odenwald-

kreis, HIER INSBESONDERE auch an der NS-Judenverfolgung und am Holocaust in Mosbach, mit 

diesbzgl. beantragten juristischen Aufarbeitungen des Versagens der Mosbacher Nachkriegsjustiz bei 

der juristischen Aufarbeitung von NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis seit 1945 

in amtsseitig angelegte NS-Sonderbänden beim Amtsgericht Mosbach ab dem 17.08.2022 unter 6F 

9/22 und 6F 202/21 und verweigert DANN DABEI anschließend deren ordnungsgemäße amtsseitige 

Bearbeitungen (s.u). 

Am 13.06.2024 unter 6F 9/22 nötigt gerichtlich vermerkt HIER die fallverantwortliche Mosbacher Amts-

richterin Marina Hess amtsseitig den Beschwerdeführer und Nazi-Jäger unter Umsetzung vorhergehen-

der sowie unter Androhung weiterer verfahrensinhaltlicher und prozessualer Benachteiligungen, dass 

er HIER KONKRET davon ablassen solle, SOWOHL regionale KONKRETE Tatbeteiligungen an NS-

Verbrechenskomplexen im Neckar-Odenwaldkreis ALS AUCH das KONKRETE Versagen der Mosba-

cher Nachkriegsjustiz seit 1945 bei deren juristischen Aufarbeitungen mit seinen HIER seit 2022 eige-

nen diesbzgl. beantragten juristischen Aufarbeitungen in ihrer eigenen Fallzuständigkeit vor dem Amts-

gericht Mosbach im o.g. anhängigen Verfahrenskomplex zu thematisieren. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess agiert HIERBEI ENTGEGEN den 

offiziellen Aussagen von Bundespräsident Gauck in 2013 ebenso wie von Bundespräsident Steinmeier 

in 2024, die öffentlich die Sachverhalte des Versagens der bundesdeutschen Nachkriegsjustiz bei der 

juristischen Aufarbeitung von NS-Verbrechen nach 1945 wiederholt EXPLIZIT BENENNEN und sich 

dafür offiziell bei den betroffenen NS-Opfergruppen sowie bei deren Familienangehörigen entschuldi-

gen.  

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert HIER gezielt unter 6F 

9/22 am 17.08.2022 bei den o.g. KONKRETEN NS-Aufarbeitungs-Verfahrensbeantragungen des Be-

schwerdeführers und Nazi-Jägers, die verfahrensrelevante und prozessuale EILBEDÜRFTIGKEIT des 

KONKRET hohen Alters möglicher noch lebender NS-Täter*innen, INSBESONDERE auch bzgl. NS-

Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, amtsseitig anzuerkennen und agiert HIER da-

mit ENTGEGEN den öffentlich bekannten laufenden NS-Prozessen des 21. Jahrhunderts auch in 2022, 

2023 und 2024. UND DIES HIER unmittelbar nach und seit der KONKRETEN Eingabe des Beschwer-

deführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 gegen Angehörige des 

Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren Beteiligung an der NS-Judenverfolgung und am 

Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge in Mosbach (s.u.). 
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Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess missachtet die Strafprozessordnung 

unter § 158 bei der diesbzgl. KONKRET gesetzlich geregelten Entgegennahme und Weiterbearbeitung 

HIER ABER EXPLIZIT in deren Anwendung … (a)  mit der amtsseitigen NICHT-Benennung der jeweili-

gen einzeleingabenbezogenen konkreten NS-Sachverhalte, … (b) mit der NICHT-Ausstellung der je-

weiligen konkreten NS-Eingangsbestätigungen, … und (c) mit der NICHT-Mitteilung von jeweiligen kon-

kreten NS-Weiterbearbeitungen bzw. von Mitteilungen offizieller NS-Zuständigkeitsweiterverweisungen 

in den o.g. jeweiligen einzelnen KONKRETEN NS-Eingaben-Sachen. Die HIER fallverantwortliche Mos-

bacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert HIER EXPLIZIT amtsseitig NS-Eingangs- und NS-Weiter-

bearbeitungsbestätigungen, NS-Sachverhaltsbenennungen und NS-Zuständigkeitsverweisungen … (a) 

bei beantragten NS-Wiederaufnahme- und Aufhebungsverfahren, … (b) bei beantragten NS-Wiedergut-

machungs- und Entschädigungsverfahren, … (c) bei beantragten gerichtlichen Prüfungen einzeleinga-

benbezogener KONKRETER NS-Sachverhalte.   

ZU diesen HIER o.g. vom Beschwerdeführer beantragten juristischen Aufarbeitungen bzgl. KONKRE-

TER regionaler Tatbeteiligungen zählen u.a. auch seine Gerichtseingaben zu NS-Judenverfolgung und 

Holocaust in Mosbach, wie folgt:  

... vom 10.08.2022 STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur 

Überprüfung einer weiteren Beteiligung an der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstö-

rung der Synagoge in Mosbach  >>>  

… vom 13.09.2022 WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN zu 6F 9/22 zur Aufhebung der Haftbefehle ge-

gen die Familie des Mosbacher Rabbiners zu  6F 9/22 >>>   

... vom 13.09.2022 STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 wegen Beteiligung an der Schändung des jüdischen 

Friedhofes in Mosbach und zur Überprüfung einer weiteren möglichen Beteiligung an der Zerstörung 

der Synagoge in Mosbach sowie an der weiteren NS-Judenverfolgung und am Holocaust >>>  

... ab 26.03.2023 STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22, 6F 202/21, 6F 2/22, 6F 2/23 gegen Tatbeteiligte an der 

nationalsozialistischen Juden-Verfolgung und den Juden-Deportationen in NS-Konzentrationslager in 

Mosbach - Baden >>>  

... ab 09.04.2023 STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22, 6F 202/21, 6F 2/22, 6F 2/23 gegen Angehörige der 

Mosbacher Polizei und Gestapo wegen Tatbeteiligungen an der NS-Judenverfolgung und am Holocaust 

in der Region Mosbach >>>  

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess agiert HIER wie zuvor dargelegt und 

belegt in derselben Art und Weise ZUDEM auch bei den vom Beschwerdeführer und Nazi-Jäger im o.g. 

anhängigen Verfahrenskomplex beantragten Prüfungen bzgl. möglichen Strafvereitelungen im Amt und 

Rechtsbeugungen im o.g. historischen Versagen der Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 bei der 

mangelhaften juristischen Aufarbeitung von NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis. 

ENTGEGEN den Mitarbeiter*innen-Orientierungsleitlinien des Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler 

zum Handeln und Entscheiden in den öffentlichen Informationsaushängen des Amtsgerichts Mosbach 

bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, u.a. unter KONKRETER Bezugnahme 

auf NS-Judenverfolgung und Holocaust sowie auf die Nazi-Justiz 1933 bis 1945 im Neckar-Odenwald-

kreis, verweigert die fallverantwortliche deutsche Amtsrichterin Marina Hess HIER KONKRET jahrelang 

im o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 jegliche amtsseitige Stellungnahme und Positionie-

rung als Repräsentantin des Amtsgerichts Mosbach zu … (a) den aus der lokal- und regionalhistorischen 

NS-Forschung und NS-Gedenkstättenarbeit bekannten NS-Verbrechen im Neckar-Odenwaldkreis; … 

(b) zu offiziellen Entschuldigungen für das durch die Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945 begangene 

Nazi-Unrecht bei den NS-Opfergruppen und deren Familienangehörigen; … (c) zur mangelhaften Auf-

arbeitung der Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 von NS-Verbrechen und NS-Unrecht im KONKRE-

TEN lokalen und regionalen Zuständigkeitsbereich. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER im o.g. anhängigen 

Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseitigen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenver-

nichtungsstopp bei den Mosbacher Justizbehörden … (A) für den Zeitraum 1933 bis 1945 … (B) … für 

o.g. themen- und sachbezogene Prüfungen und Verfahren nach 1945 zu juristischen Aufarbeitungen 

von NS-Judenverfolgung und am Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis. 
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Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert HIER KONKRETE Ver-

fügungen zu gerichtlichen Prüfungen zu erlassen bezgl. der im o.g. Verfahrenskomplex vom Beschwer-

deführer und Nazi-Jäger thematisierten NS-Judenverfolgung mit wirtschaftlichem Boykott, zunehmen-

der Entrechtung und Repressalien gegenüber jüdischen Geschäftsleuten in Mosbach und im Neckar-

Odenwaldkreis vor 1945. Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert 

HIER KONKRETE gerichtliche Prüfungen zu veranlassen zu diesbzgl. Entschädigungsverfahren der 

Mosbacher Nachkriegsjustiz nach 1945 für die jüdischen Geschäftsleute und deren Familienangehöri-

gen. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert HIER KONKRETE Ver-

fügungen zu gerichtlichen Prüfungen zu erlassen bezgl. der im o.g. Verfahrenskomplex vom Beschwer-

deführer und Nazi-Jäger thematisierten NS-Judenverfolgung nach der nationalsozialistischen Macht-

übernahme mit Entfernungen von jüdischen Menschen aus dem Staatsdienst im Neckar-Odenwald-

kreis. Der jüdische Rechtsanwalt Michael Hanauer verlor 1935 seine Stelle im Landgericht Mosbach, 

nachdem er dort 24 Jahre dort tätig war.  

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert HIER KONKRETE Ver-

fügungen zu gerichtlichen Prüfungen zu erlassen bezgl. der im o.g. Verfahrenskomplex vom Beschwer-

deführer und Nazi-Jäger thematisierten NS-Judenverfolgung mit den KONKRETEN Tat-Beteiligungen 

an der Zerstörung der Synagoge in Mosbach. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess beauftragt HIER unter 6F 9/22 und 

6F 202/21 am 17.08.2022 EXPLIZIT, dass die gerichtlich beauftragte familienpsychologische Forensi-

sche Sachverständige für Familienrecht MA Antje C. Wieck, Praxis für KINDER- UND JUGENDLICHEN-

PSYCHOTHERAPIE, Moltkestr. 2, 97318 Kitzingen, eine gerichtlich beauftragte INHALTLICHE Sach-

verständigen-Auseinandersetzung mit der Dokumentations-Website "nationalsozialismus-in-mos-

bach.de" des KV, BS und Nazi-Jägers durchführen solle, die diese HIER DANN ABER AKTENKUNDIG 

NACHWEISBAR ÜBERHAUPT NICHT durchführt. UND DIES HIER EXPLIZIT AUCH NICHT bzgl. der 

DARIN KONKRET thematisierten nationalsozialistischen Verfolgung und Vernichtung jüdischen Lebens 

im Neckar-Odenwaldkreis und deren mangelhafte juristische Aufarbeitung durch die Mosbacher Nach-

kriegsjustiz seit 1945. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess verweigert HIERBEI gezielt im o.g. 

Verfahrenskomplex EXPLIZIT KONKRETE Sachverhalte und Tatsachengrundlagen bei der Beweismit-

tel-Erhebung zur nationalsozialistischen Verfolgung und Vernichtung jüdischen Lebens im Neckar-

Odenwaldkreis und zu deren mangelhafte juristische Aufarbeitung durch die Mosbacher Nachkriegsjus-

tiz seit 1945 erheben zu lassen mit einer ordnungsgemäßen und sachgerechten gerichtlichen Sachver-

ständigen-Begutachtung durch Experten*innen aus rechts-, geschichts-, politikwissenschaftlicher NS-

Forschung und aus psychologischer bzw. -soziologischer NS-Opferforschung und zu NS-Täter-For-

schung. HIER bzgl. einer ordnungsgemäßen Sachverständigen-Begutachtung der Nazi-Jäger-Aktivitä-

ten des KV-BS. UND INSBESONDERE da die von ihr gerichtlich beauftragte familienpsychologische 

Sachverständige MA Antje C. Wieck aus Kitzingen HIER ABER NACHWEISBER KEINE eigene NS-

Aufarbeitungsbezogene Ausbildung und KEINE berufliche Nationalsozialismus-Sachkompetenz hat. 

   

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess leitet Gerichtseingaben und Ge-

richtsdokumente bzgl. Thematisierungen von schwerwiegenden Vorwürfen als Rassismus- und Nazi-

Unterstellungen in familienrechtlichen Zivilprozessen sowie bzgl. Thematisierungen von Nationalsozia-

lismus, Rechtsextremismus, Rassismus in familienrechtlichen Zivilprozessen NUR SELEKTIV UND 

WILLKÜRLICH an das Oberlandesgericht Karlsruhe weiter. Dies bestätigt das Oberlandesgericht Karls-

ruhe am 22.08.2024 unter 6F 2/22 AG MOS = 16UF 62/24 auf Hinweis des Rechtsanwalts Simon Som-

mer vom 20.08.2024. Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess leitet HIER 

NACHWEISBAR AKTENKUNDIG NICHT die KONKRETEN Gerichtseingaben des Beschwerdeführers 

und Nazi-Jägers zu beim Amtsgericht Mosbach KONKRET beantragten juristischen Aufarbeitungen von 

NS-Judenverfolgung und Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis an das Oberlandesgericht Karlsruhe wei-

ter. 



 

 13 

Die HIER o.g. dargelegten und belegten amtsseitigen prozessualen und verfahrensinhaltlichen Benach-

teiligungen durch die Familienrichterin Marina Hess sind ein weiteres Beispiel in der mangelhaften Be-

weismittelerhebung, Sachverhaltsermittlung und Sachverhaltsprüfung ENTGEGEN dem Amtsermitt-

lungsgrundsatz sowie ENTGEGEN der Sorgfaltspflicht unter Verletzung der Rechtsansprüche auf recht-

liches Gehör und auf faires Verfahren im anhängigen Verfahrenskomplex zum Nachteil des HIER ge-

schädigten Kindsvaters, Nazi-Jägers und Beschwerdeführers beim Amtsgericht Mosbach, während der 

Fall- und Verfahrensbegleitung von Rechtsanwalt Simon Sommer, Mitglied und Referent beim ISUV (In-

teressenverband Unterhalt & Familienrecht), Mitglied beim DAV Deutscher Anwaltsverein und Mitglied 

beim DAV Forum Junge Anwaltschaft. HIER INSBESONDERE bei NACHWEISBAR AKTENKUNDIG 

beantragten juristischen Aufarbeitungen von NS-Judenverfolgung und Holocaust im Neckar-Odenwald-

kreis. 

------------------------------ 

Antrag auf gerichtlich verfügte Prüfungen beim Amtsgericht Mosbach 

zu KONKRETEN Tatbeteiligungen an Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am 

Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis sowie zu deren mangelhaften 

juristischen Aufarbeitungen durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 1945 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

Öffentliche NS-INFORMATIONSAUSHANGSTAFELN "150 Jahre unabhängiges Amtsge-

richt Mosbach" 2021 bis 2025 im Amtsgericht Mosbach unter dem Direktor des Amtsgerichts, 

Dr. Lars Niesler, in der eigenen behördlich-institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung und 

NS-Öffentlichkeitsarbeit zu Beispielen von Nazi-Verbrechen und Nazi-Unrecht sowie von de-

ren juristischen Aufarbeitungen durch die Mosbacher Justiz selbst seit 1945 bzgl. ... Rassen-

schande-Justiz … bzgl. brennende Mosbacher Synagoge in 1938 und nationalsozialistische 

Judenverfolgung und Judenvernichtung, insbesondere in Mosbach und Baden, sowie die dies-

bzgl. nicht stattgefundene juristische Aufarbeitung nach 1945 im Neckar-Odenwaldkreis durch 

die Mosbacher Justiz ! 

WIE ZUVOR DARGELEGT UND BELEGT:  Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, ver-

weigert HIER seit 2022 HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfah-

renskomplex amtsseitig EXPLIZIT zu benennen die historisch belegten KONKRETEN Tatbe-

teiligungen an Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am Holocaust im Neckar-Oden-

waldkreis sowie deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen durch die Mosbacher Nach-

kriegsjustiz seit 1945, u.a. thematisiert in der regional-historischen NS-Vergangenheitsbewäl-

tigung sowie in der regionalen NS-Öffentlichkeits- und NS-Bildungsarbeit sowie in der regio-

nalen NS-Gedenkstättenarbeit. 

WIE ZUVOR AUSGEFÜHRT:  Es wird HIER, u.a. auch gemäß § 158 StPO, um die persönliche 

um ordnungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und Sachverhaltserläu-

terung sowie um die persönliche ordnungsgemäße und sachgerechte Zuständigkeitsverwei-

sung der HIER o.g. genannten Dienstaufsichtsbeschwerden und Anträge auf KONKRETE ge-

richtlich verfügte Prüfungen beim Amtsgericht Mosbach zu KONKRETEN Tatbeteiligungen an 

Nationalsozialistischer Judenverfolgung und am Holocaust im Neckar-Odenwaldkreis sowie 

zu deren mangelhaften juristischen Aufarbeitungen durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz seit 

1945 gebeten. UND ZWAR seitens des Direktors beim Amtsgericht Mosbach Dr. Lars 

Niesler, Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ) der 

CDU Baden-Württemberg. 

https://www.isuv.de/
https://www.isuv.de/
https://www.isuv.de/
https://anwaltverein.de/de/
https://davforum.de/de/
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Es ergehen HIERMIT DIREKT und PERSÖNLICH an den CDU-nahen Juristen und Amtsge-

richtsdirektor, Dr. Lars Niesler, die folgenden Anträge u.a. auf o.g. gerichtliche Prüfungen zu 

verfügen …: 

… Anträge auf ordnungsgemäße amtsseitige Antrags-Eingangs-Benennung und ordnungsge-

mäße Weiterleitungsbestätigung mit jeweils KONKRETER NS-Sachverhaltsbenennung von 

Tatvorwürfen und historisch belegten Tatsachengrundlagen der HIER o.g. vom Beschwerde-

führer und Anzeigeerstatter beantragten juristischen Aufarbeitungen bzgl. KONKRETER regi-

onaler Tatbeteiligungen bei der NS-Judenverfolgung und am Holocaust im Neckar-Odenwald-

kreis an das Amtsgericht Mosbach, wie folgt:  

… ... vom 10.08.2022 STRAFANZEIGEN gem. § 158 StPO zu 6F 9/22 gegen Angehörige des 

Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren Beteiligung an der NS-Judenverfolgung 

und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge in Mosbach  >>>  

… … vom 13.09.2022 WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN zu 6F 9/22 zur Aufhebung der Haft-

befehle gegen die Familie des Mosbacher Rabbiners zu  6F 9/22 >>>   

… ... vom 13.09.2022 STRAFANZEIGEN gem. § 158 StPO zu 6F 9/22 wegen Beteiligung an 

der Schändung des jüdischen Friedhofes in Mosbach und zur Überprüfung einer weiteren 

möglichen Beteiligung an der Zerstörung der Synagoge in Mosbach sowie an der weiteren NS-

Judenverfolgung und am Holocaust >>>  

… ... ab 26.03.2023 STRAFANZEIGEN gem. § 158 StPO zu 6F 9/22, 6F 202/21, 6F 2/22, 6F 

2/23 gegen Tatbeteiligte an der nationalsozialistischen Juden-Verfolgung und den Juden-De-

portationen in NS-Konzentrationslager in Mosbach - Baden >>>  

… ... ab 09.04.2023 STRAFANZEIGEN gem. § 158 StPO zu 6F 9/22, 6F 202/21, 6F 2/22, 6F 

2/23 gegen Angehörige der Mosbacher Polizei und Gestapo wegen Tatbeteiligungen an der 

NS-Judenverfolgung und am Holocaust in der Region Mosbach >>>  

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp bei den 

Mosbacher Justizbehörden … (A) für den Zeitraum 1933 bis 1945 … (B) … für o.g. themen- 

und sachbezogene Prüfungen und Verfahren seit 1945 zu juristischen Aufarbeitungen von NS-

Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbe-

reich, um diese sondieren zu lassen und vollständig zu veröffentlichen.  

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp der Per-

sonalakten zur Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945 bei den Mosbacher Justizbehörden so-

wie für o.g. themen- und sachbezogene Prüfungen und Verfahren zu juristischen Aufarbeitun-

gen von personellen NS-Funktionseliten-Kontinuitäten von Nazi-Juristen 1933 bis 1945 DANN 

ABER seit 1945 im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich, um diese 

sondieren zu lassen und vollständig zu veröffentlichen.  

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zur Weitergabe und Prüfung o.g. Informationen und 

Ergebnisse aus dem Neckar-Odenwaldkreis an den Landtag Baden-Württemberg.   

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zur Empfehlung einer weiteren landesweiten Überprü-

fung bzgl. o.g. Sachverhalte bei den Justizbehörden in Baden-Württemberg an den Landtag 

Baden-Württemberg zu veranlassen 

 Mit freundlichen Grüßen, Bernd Michael Uhl 

 


